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1. Unzulässigkeit eines Teilurteils

Ein Teilurteil darf nur dann ergehen darf, wenn es von der Entscheidung über den Rest des 
geltend gemachten prozessualen Anspruchs unabhängig ist, sodass die Gefahr einander wi­
derstreitender Erkenntnisse, auch durch das Rechtsmittelgericht, nicht besteht.1 Im Fall 
einfacher Streitgenossen, bei denen die jeweiligen Verfahren lediglich zur gemeinschaftli­
chen Verhandlung und Beweisaufnahme zusammengefasst werden, lässt sich zwar vielfach 
der Tatsachenstoff abgrenzen. Auch hier ist jedoch ein Teilurteil ausgeschlossen, wenn der 
Tatsachenstoff in einem engen Zusammenhang dazu steht, worüber über das Schlussurteil 
befunden werden soll.

1 BGH NJW-RR 2003,1002.
2 BGH NJW-RR 2003, 1002, 1003.
3 BGH GRUR 2020, 738, 739 Rn. 14; BeckOK ZPO /Hübsch, 50. Ed. 1.9.2023, ZPO § 50 Rn. 14.

So liegt der Fall hier. Der Berufungskläger und die Klägerin zu 1), die eWoolution Holding 
GmbH, stützten sich für ihre Klagen auf denselben Sachverhalt, die Äußerungen des Be­
klagten, und ein einheitliches Verständnis vom Inhalt dieser Äußerungen. Beide Kläger be­
gehrten auf Grundlage dieser einheitlichen Äußerungen jeweils Unterlassung.

Die Gefahr widerstreitender Entscheidungen drängt sich in diesem Fall auf, denn das Ver­
ständnis der Äußerungen kann im Instanzenzug auseinanderlaufen.

Zum Zeitpunkt der mündlichen Verhandlung und zum Zeitpunkt des Erlasses des Teilur­
teils griff auch nicht mehr die vom BGH anerkannte Ausnahme, wonach im Fall der Ver­
fahrensunterbrechung nach § 240 ZPO auch dann ein Teilurteil ergehen darf, wenn einan­
der widersprechende Entscheidungen möglich sind.2 Denn mit Beschluss vom 14. März 
2023 wurde das Insolvenzverfahren aufgehoben (s. hierzu den aktuellen Auszug aus dem 
Handelsregister in Anlage K 2), die Verfahrensunterbrechung endete, ohne dass es auf die 
Kenntnis der Parteien angekommen wäre. Diese Tatsache hätte das Gericht von Amts be­
achten müssen. In Anbetracht der Kenntnis des Gerichts vom Insolvenzverfahren wäre es 
auch gehalten gewesen, selbständig den aktuellen Verfahrensstand in Erfahrung bringen.

Die Tatsache, dass die Klägerin zu 1) inzwischen gelöscht wurde, ändert ebenfalls nichts. 
Denn ihr möglicher Kostenerstattungsanspruch gegen den Beklagten steht der Annahme 
völliger Vermögenslosigkeit entgegen.3

II. Materielle Unrichtigkeit des Urteils

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen. Das Gericht begründet die Abweisung der 
Klage in jedem Punkt damit, dass es an einer die Wiederholungsgefahr indizierenden Erst-



begehung fehle. Für eine solche müsse, wenn die sinngemäße Wiederholung von Äuße­
rungen untersagt werden soll, den beanstandeten Äußerungen der beigemessene Sinn tat­
sächlich zu entnehmen sein. Dem ist nicht zu widersprechen. Das Gericht legt sodann je­
doch einen nicht mehr nachzuvollziehenden Maßstab an, ignorierte entgegen der von ihm 
herangezogenen Entscheidung BGH VersR 2022, 1245 den Kontext der Aussagen und 
misst den Äußerungen des Beklagten einen Sinn bei, der dem Gegenteil des ersichtlich Ge­
meinten und auch Geschriebenen entspricht.

1. Zu Antrag 2

Mit Antrag 2 wurde begehrt, dem Beklagten die Behauptung zu untersagen, der Kläger 
habe Gesellschaftsmittel pflichtwidrig für persönliche Zwecke verwandt.

Diesen Antrag wies das Gericht mit der Begründung ab, der Beklagte habe „ausdrück­
lich“ keine Pflichtwidrigkeit der Mittelverwendung durch den Kläger behauptet. Er 
habe lediglich geschrieben, der Kläger entnehme Gesellschaftsmittel für persönliche 
Interessen, die nicht im Sinne der Gesellschaft seien. Wie hierin nicht die Behauptung 
pflichtwidriger Mittelverwendung liegen soll, ist nicht im Ansatz nachzuvollziehen.

Ein Geschäftsführer einer GmbH, der für persönliche Zwecke der Gesellschaft Vermö­
gen entzieht, ohne dass dies im Sinn der Gesellschaft ist, handelt - hierüber kann es 
keine zwei Auffassung geben - pflichtwidrig. Und genauso war dies auch gemeint. 
Denn die gesamte E-Mail des Beklagten diente dem Zweck, den Gesellschaftern der 
eWoolution Holding GmbH angebliche Pflichtverletzungen des Klägers vor Augen zu 
führen. Dies ergibt sich unmissverständlich aus dem Folgeabsatz in der gegenständli­
chen E-Mail, der lautete:

„ Weiterhin wurden Dienstleister aus den Mitteln der Gesellschaft bezahlt, des­
sen Leistungs erbringung allerdings zu Gunsten einer anderen Gesellschaft er­
folgte. Den Verdacht der Untreue gilt es hier weiter zu prüfen. Ebenfalls wer­
den von mir bereits strafrechtliche Schritte geprüft. Eine erste Sichtung der 
Fibu hat bereits mehrere Fälle aufgedeckt, siehe Beweise/Belege im Anhang."

Auch ohne die Entscheidung des BGH VersR 2022,1245 hätte sich dem Gericht auf­
drängen müssen, dass

„bei der Erfassung des Aussagegehalts [...] die beanstandete Äußerung ausge­
hend von dem Verständnis eines unbefangenen Durchschnittsempfängers und 
dem allgemeinen Sprachgebrauch stets in dem Gesamtzusammenhang beur­
teilt werden [muss], in dem sie gefallen ist. 4

4 BGH VersR 2022, 1245, 1246 Rn. 11.



Zu diesem Kontext hätte auch die zwei Absätze weiter unten in der E-Mail stehende 
Passage gehört:

„Den Nachweis der Begünstigung anderer Gesellschaften (mit unterschiedli­
chem Gesellschafterkreis’’’) auf Kosten der eWoolution Holding GmbH habe 
ich in Anlage 1 angehängt."

Alle drei unmittelbar aufeinander folgenden Behauptungen standen in einem Sinnzu­
sammenhang, dem als Überschrift „Pflichtwidrige Mittelverwendung durch den Ge­
schäftsführer“ hätte gegeben werden können. Wer als Geschäftsführer für persönliche 
Zwecke der Gesellschaft ohne in der Gesellschaft liegende Veranlassung Mittel ent­
nimmt und wer andere Gesellschaften auf Kosten der anvertrauten Gesellschaft auf de­
ren Kosten begünstigt, indem Leistungen bezahlt werden, die allein der anderen Ge­
sellschaft zugutekamen, handelt pflichtwidrig.

Diese Äußerungen waren nicht die Kundgabe einer Meinung, sondern einer vermeint­
lichen Tatsache; die Behauptung war ehrenrührig und sie war falsch. Der Kläger hat 
daher einen Anspruch auf Unterlassung nach § 823 Abs. 2 BGB i. V. m. § 186 StGB 
i. V. m. § 1004 Abs. 1 S. 2 BGB.

2. Zu Antrag 3

Mit Antrag 3 wurde begehrt, dem Beklagten die Behauptung zu untersagen, der Kläger 
habe auf Kosten der eWoolution Holding GmbH ein von ihm genutztes Kfz geleast.

Das Landgericht meinte, eine solche Aussage habe die E-Mail nicht beinhaltet. „Dort“ 
- wo auch immer genau - habe sich der Beklagte ausdrücklich auf die eWoolution 
GmbH bezogen, ohne dass den Ausführungen zu entnehmen gewesen sei, dass sich die 
Behauptung auch auf die eWoolution Holding GmbH habe beziehen sollen.

Das Landgericht ging damit dem Beklagten auf den Leim, der sich im Rechtsstreit hin­
ter der Ambiguität seiner Äußerungen zu verstecken versuchte (s. die Klageerwiderung 
und unsere Replik hierauf im Schriftsatz vom 18. November 2021). In kruder Weise ver­
mengte der Beklagte nicht zusammenhängende Sachverhalte zu unwahren Behauptun­
gen, um so einen einheitlichen Eindruck davon zu erzeugen, dass der Berufungskläger 
zulasten der eWoolution Holding GmbH Vermögen verschwendete, sogar veruntreute. 
Der Beklagte machte gerade nicht kenntlich, dass bei einzelnen Behauptungen die e- 
Woolution Holding GmbH nicht gemeint gewesen sein sollte. Er machte nicht deut­
lich, wann mit „der Gesellschaft“ oder „der Firma“ die eine oder die andere Gesellschaft 
gemeint gewesen sein sollte. Gerade hieraus resultierte die Wirkung der E-Mail. Dem­
entsprechend fragten die Empfänger der E-Mail den Berufungskläger betreffend das 
geleaste Kfz:
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„Gibt es Firmenfahrzeuge bei der eWoolution Holding GmbH? Wie hoch sind 
die laufenden Kosten für die Fahrzeuge (Leasingrate, Versicherung, Benzin, 
Steuern) ? Für wen sind die Fahrzeuge ? “

(Siehe hierzu schon unseren Schriftsatz vom 18. November 2021, Seite 5 
sowie Anlage AS 14).

Die Empfänger der E-Mail verstanden damit die Intention des Beklagten gerade richtig. 
Nämlich einen Bezug aller Behauptungen zur eWoolution Holding GmbH herzustel­
len. Es hätte keinen Sinn ergeben, den Gesellschaftern der eWoolution Holding GmbH, 
die der Beklagte vorgeblich warnen wollte, Sachverhalte zu präsentieren, die ohne Be­
zug zu ihrer Gesellschaft waren.

Die Mehrdeutigkeit der Äußerungen des Beklagten hätte das Landgericht veranlassen 
müssen, die sogenannte Stolpe-Doktrin anzuwenden. Beim zukunftsgewandten An­
spruch auf Unterlassung gilt, dass es dem sich Äußernden zumutbar ist, sich in der Zu­
kunft eindeutig zu äußern, weshalb für den Unterlassungsanspruch die für das Persön­
lichkeitsrecht am schwersten beeinträchtigende Deutungsvariante zugrunde zu legen 
ist.5 Nur für Ansprüche, die allein an die vergangene Äußerung anknüpfen - etwa Scha­
denersatzansprüche - gilt das Günstigkeitsprinzip.

5 BVerfG NJW 2006, 207, 209 Rn. 34; BeckOGK/Specht-Riemenschneider, 1.8.2023, BGB § 823 Rn. 1449,

Der Beklagte wurde vorgerichtlich aufgefordert, eine Unterlassungserklärung abzuge­
ben, die inhaltlich im Wesentlichen der Klageschrift und den Klageanträgen glich (An­
lage K 3; s. hierzu auch schon unseren Vortrag in der Klageschrift auf Seite 19). Der 
Beklagte sah damals indes keinen Anlass, seine angeblich anders gemeinten Äußerun­
gen klarzustellen.

Auf dieser Grundlage folgt der Unterlassungsanspruch wiederum aus § 823 Abs. 2 BGB 
i. V. m. § 186 StGB i. V. m. § 1004 Abs. 1 S. 2 BGB sowie aus § 823 Abs. 1 i. V. m. dem 
allgemeinen Persönlichkeitsrecht des Klägers. Der Beklagte hat im Rechtsstreit klarge­
stellt, dass der Kläger nicht auf Kosten der eWoolution Holding GmbH ein Kfz leaste, 
sodass die Unwahrheit der Tatsachenbehauptung unstreitig ist.

Mit Antrag 4 wurde begehrt, dem Beklagten die Behauptung zu untersagen, zwischen 
der eWoolution Holding GmbH und dem Beklagten sei ein Vertrag geschlossen wor­
den, aufgrund dessen die Gesellschaft dem Beklagten Umsatzprovisionen schuldete,



die eWoolution Holding GmbH sich aber durch ihren Geschäftsführer Andreas De- 
zelski geweigert habe, dem Beklagten diese geschuldeten Umsatzprovisionen zu zah­
len.

Mit Antrag 5 wurde begehrt, dem Beklagten die Behauptung zu untersagen, der Be­
klagte sei aus dem operativen Geschäft der eWoolution Holding GmbH ausgesperrt 
worden, weshalb die Umsätze der Gesellschaft rapide gesungen seien.

Das Landgericht verweist insoweit auf seine Ausführungen zu Antrag 3; es fehle auch 
insoweit an einer Erstbegehung, weil die entsprechende Äußerung auf die eWoolution 
GmbH bezogen gewesen sei.

Wir verweisen zur Widerlegung zunächst auf unseren Vortrag im Schriftsatz vom 18. 
November 2021, Seiten 7 bis 9. Auch insoweit ist maßgeblich, dass der Beklagte mit 
einander nicht zusammenhängende Sachverhalte vermengte, um den Gesamteindruck 
pflichtwidriger Mittelverwendung und allgemein einer pflichtwidrigen Geschäftsfüh­
rung zu erzeugen. Der Beklagte wollte gegenüber den Gesellschaftern der eWoolution 
Holding GmbH „die notwendige Transparenz“ schaffen. Mit dieser Maßgabe ergab es 
für die Empfänger der Nachricht keinen Sinn davon auszugehen, der Beklagte habe 
nicht die eWoolution Holding GmbH betreffende Sachverhalte berichten wollen.

Im unmittelbaren Zusammenhang mit den inkriminierten Äußerungen, die den Anträ­
gen 4 und 5 zugrunde liegen, sprach der Beklagte allein von „der Gesellschaft“. Richtig 
ist zwar, dass er im näheren Umfeld der Äußerung auch von der eWoolution GmbH 
sprach. Die maßgebliche Frage lautet jedoch: Musste für einen Empfänger dieser E- 
Mail - die Gesellschafter der eWoolution Holding GmbH sowie Dritte, an welche die 
E-Mail auch ging - in Anbetracht der vagen Formulierung, in Anbetracht der Vermen­
gung nicht zusammenhängender Sachverhalte klar sein, dass in den gegenständlichen 
Passagen nur die eWoolution GmbH gemeint war? Lag es für die Empfänger der E-Mail 
nicht wegen der kund getanen Zielrichtung der E-Mail - Warnung der Gesellschafter 
der eWoolution Holding GmbH - nahe, die Sachverhalte auf die eWoolution Holding 
GmbH zu beziehen? War von dem maßgeblichen unbefangenen Durchschnittsempfän­
ger 6 zu erwarten, dass er, dem die zugrundeliegenden Sachverhalte gerade nicht be­
kannt waren, die vom Beklagten bewusst vermengten Berichte über angebliche Gege­
benheiten sortierte und zu dem - fernliegenden - Ergebnis kam: „Diese Passage hat 
überhaupt nichts mit der eWoolution Holding GmbH zu tun.“? Die Antwort kann nur 
„Nein“ lauten. Der Beklagte formulierte bewusst unscharf, um die intendierte Wirkung 
zu erzielen. Dann ist ihm aber auch nicht zuzugestehen, sich im Rechtsstreit wie der 
sprichwörtliche Pudding zu verhalten, der sich nicht an die Wand nageln lässt. Richtig

6 BGH VersR 2022, 1245, 1246 Rn. 11.
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ist: Der Beklagte hat im Rahmen der Unterlassungsklage für jede in Betracht kom­
mende Deutung einzustehen.

Der Unterlassungsanspruch folgt hinsichtlich der Anträge 4 und 5 jedenfalls aus § 823 
Abs. 1 i. V. m. dem allgemeinen Persönlichkeitsrecht des Klägers. Niemand muss es dul­
den, dass über ihn objektiv falsche Tatsachen verbreitet werden, seien sie ehrenrührig 
oder nicht. Die beanstandeten Äußerungen betrafen nur vermeintliche Handlungen 
des Berufungsklägers als Geschäftsführer der eWoolution Holding GmbH.

Richtigerweise folgt der Anspruch aber auch insoweit aus § 823 Abs. 2 BGB i. V. m. 
§ 186 StGB i. V. m. § 1004 Abs. 1 S. 2 BGB, da sie Bestandteil der „Gesamterzählung“ 
des Beklagten waren, wonach der Berufungskläger systematisch die Pflichten verletzte, 
deren Beachtung ihm anvertraut war.

4. Zu Antrag 7

Mit Antrag 7 wurde begehrt, dem Beklagten die Behauptung zu untersagen, der Beru­
fungskläger habe im Zusammenhang mit der Geschäftsführung für die eWoolution Hol­
ding GmbH ein Gehalt zwischen 70.000 € und 80.000 € bezogen.

Auch insoweit meinte das Landgericht, es habe an einer Erstbegehung gefehlt, weil der 
Beklagte klargestellt habe, dass die genannte Zahl sich aus den Gehältern bei der eWoo­
lution GmbH und bei der eWoolution Holding GmbH zusammengesetzt habe. Ergän­
zend meint das Gericht bei seinen Ausführungen zu dem mit Antrag 7 Zusammenhän­
gen Antrag 8, der Berufungskläger habe die Gehaltshöhe nicht substantiiert bestritten, 
etwa unter Darlegung seines tatsächlichen Gehalts.

Diese Ausführungen sind abwegig. In tatsächlicher Hinsicht ist es schon falsch, dass zur 
Gehaltshöhe nicht substantiiert vorgetragen, insbesondere die Höhe des Gehalts nicht 
offengelegt worden sei. Der letzte Absatz auf Seite 15 der Klageschrift lautete:

„ Weder bezieht der Kläger zu 2) von der Klägerin zul) ein Geschäftsführerge­
halt nur ansatzweise in der vom Beklagten angegebenen Größenordnung, 
noch erhöhte er sein Geschäftsführergehalt im Kontext der Finanzierungs­
runde. Die Behauptung ist frei erfunden. Das von der Klägerin zul) dem Klä­
ger zu 2) gezahlte Geschäftsführergehalt beträgt lediglich ca. 1.170 €/Monat 
brutto. “

Diese vom - Beklagten unbestrittene Darstellung - hätte kaum klarer sein können.

Die Ausführungen des Gerichts sind aber auch deshalb abwegig, weil das Gericht dem 
Beklagten erneut zugesteht, eine eigentlich eindeutige Behauptung aufzustellen, sich 
dann aber hinter der Unschärfe der Formulierung zu verstecken.
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Die Formulierung lautete konkret:

„ Weiterhin wurde wieder ohne Rücksprache mit den Gesellschaftern das Ge­
schäftsführergehalt nach der Finanzierungsrunde eigenmächtig von Herrn De- 
zelski von rund 70 TEUR auf über 80 TEUR erhöht (kumuliert eWoolution 
GmbH und eWoolution Holding GmbH), obwohl es dazu gar keinen Gesell­
schafterbeschluss gab. “

Der Beklagte behauptete damit, dass der Berufungskläger im Zusammenhang mit sei­
ner Tätigkeit für die eWoolution Holding GmbH dieses Gehalt bezogen habe. Die Tat­
sache, dass dieses Gehalt auch im Zusammenhang mit der Tätigkeit für die eWoolution 
GmbH bezogen worden sein soll, lässt den Zusammenhang mit der Holding nicht ent­
fallen. Und der Beklagte stellte dieses Gehalt und die angebliche Gehaltserhöhung in­
soweit in einen ausschließlichen Zusammenhang mit der eWoolution Holding GmbH, 
als er behauptete, es sei nach der Finanzierungsrunde, die es - wie von uns erstinstanz­
lich unbestritten vorgetragen - allein bei der Holding gab, um 10.000 € erhöht worden.

Die Empfänger mussten daher - wie vom Beklagten gewünscht - annehmen, dass der 
Berufungskläger sich in Anbetracht der fehlenden Umsätze der eWoolution Holding 
GmbH ein fürstliches Gehalt aus den von den Gesellschaftern bereitgestellten Mitteln 
gönnte.

Die bewusste Uneindeutigkeit der Aussage geht auch hier zulasten des Beklagten, der 
ohne Weiteres eindeutig hätte formulieren können - dies freilich um den Preis der dann 
nicht mehr möglichen Skandalisierung eines nicht skandalisierbaren Sachverhalts.

5. Zu Antrag 8

Mit Antrag 8 wurde begehrt, dem Beklagten die Behauptung zu untersagen, der Beru­
fungskläger habe eigenmächtig ohne jede Rücksprache mit den Gesellschaftern der e- 
Woolution Holding GmbH nach der letzten Finanzierungsrunde der Gesellschaft oder 
zu einem anderen Zeitpunkt sein Geschäftsführergehalt von 70.000 € auf 80.000 € er­
höht.

Insoweit kann auf die Ausführungen unter 4. zu Antrag 7 verwiesen werden. Da der 
Beklagte nicht offenlegte, wie sich die Verteilung der Gehälter zwischen den Gesell­
schaften gestaltete, kam auch in Betracht, dass der Berufungsbeklagte nur noch ein Ge­
halt von der eWoolution Holding GmbH bezog und keines mehr von der eWoolution 
GmbH. Die Aussage war für ihre Empfänger eine black box. Wegen des vom Beklagten 
hergestellten Zusammenhangs mit der Finanzierungsrunde drängte es sich jedoch auf, 
die Behauptung so zu verstehen, dass es sich mindestens im Wesentlichen um Vermö-
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gen der eWoolution Holding GmbH handelte, das der Berufungskläger zur Zahlung ei­
nes Gehalts an sich heranzog. Auch insoweit gilt nach der Stolpe-Doktrin, dass bei Un­
terlassungsansprüchen die für das Persönlichkeitsrecht am schwersten beeinträchti­
gende Deutungsvariante zugrunde zu legen ist.

6. Zu Antrag 9

Mit Antrag 9 wurde begehrt, dem Beklagten die Behauptung zu untersagen, dass der 
Berufungskläger Vermögenswerte der eWoolution Holding GmbH veruntreut habe.

Das Gericht sieht auch insoweit keine Erstbegehung und zusätzlich keine Tatsachen­
behauptung, sondern „noch“ eine Meinungsäußerung.

Die Ausführungen des Gerichts greifen auch insoweit zu kurz. Zur Begründung wurde 
indes schon alles im Schriftsatz vom 18. November 2021 auf den Seiten 12 f. gesagt, wes­
halb die dortigen Ausführungen nur wiederholt werden können.

Der Beklagte schrieb:

„Den Verdacht der Untreue gilt es hier weiter zu prüfen. Ebenfalls werden von 
mir bereits strafrechtliche Schritte geprüft. Eine erste Sichtung der Fibu hat 
bereits mehrere Fälle aufgedeckt, siehe Beweise/Belege im Anhang."

Grundsätzlich gilt: Werden Rechtsbegriffe zur Bezeichnung von Personen oder Sachen 
verwendet, ist dies in der Regel nicht als Tatsachenbehauptung, sondern als Meinungs­
äußerung zu verstehen.7 Solange es bei Pauschalaussagen in Form von Rechtsbegriffen 
bleibt, wie z.B. die Behauptung, jemand sei ein „Betrüger“, ein „Dieb“, ein Infrastruk­
turprojekt versinke in einem „Sumpf an Lügen, Täuschung, Vertuschung, Vetternwirt­
schaft, Polit-Kumpanei und Korruption“, enthalten diese für sich allein genommen 
keine konkrete Aussage, über die ein intersubjektiver Konsens herstellbar wäre.8

7 MüKoBGB/Wagner, 8. Aufl. 2020, BGB § 824 Rn. 23.
8Ebd.
9 BGH NJW 1982, 2248, 2249.

„Als Tatsachenmitteilung ist solche Äußerung jedoch dann zu qualifizieren, 
wenn und soweit das Urteil nicht als Rechtsauffassung kenntlich gemacht ist, 
sondern bei dem Adressaten zugleich die Vorstellung von konkreten in die 
Wertung eingekleideten Vorgängen hervorruft, die als solche einer Überprü­
fung mit den Mitteln des Beweises zugänglich sind. Dafür, ob und inwieweit 
mit dem hier in Frage stehenden Betrugsvorwurf sich für den Leser in dem 
Werturteil zugleich ein substantielles Tatsachensubstrat verkörpert, ist der 
Kontext entscheidend, in dem der Vorwurf erhoben wird. “9



BIKIF
So liegt der Fall hier. Der Beklagte verwies auf konkrete, von ihm seiner E-Mail beige­
fügte „Beweise“, aus denen sich die bereits aufgedeckten Untreuehandlungen ergeben 
sollten, worauf er auch selbst in der Klageerwiderung hin wies:

„ Weiterhin hat der Beklagte an die streitgegenständliche Mail die Rechnungen 
beigefügt, die aus seiner Sicht kritisch zu sehen sind, sodass sich jeder selbst ein 
objektives Bild davon machen konnte. “

(Klageerwiderung, S. 11, letzter Absatz)

Auch der weitere Kontext spricht für eine Tatsachenbehauptung, und nicht für eine 
bloße Meinung, denn die gesamte E-Mail zielte darauf ab, anhand konkreter Beispiele 
zu belegen, dass der Kläger zu 2) zum Nachteil der Klägerin zu 1) bewusst Vermögen 
nicht nur verschwendete, sondern sogar für rein persönliche Belange einsetzte.

Das Landgericht verkannte dies. Insbesondere verkannte es, dass der Satz „Den Ver­
dacht der Untreue gilt es hier weiter zu prüfen.“ keine abgeschlossene Aussage darstellte. 
Vielmehr brachte der Beklagte zum Ausdruck, dass der angeblich relevante Gesamt­
sachverhalt noch einer weitergehenden Prüfung unterzogen werden sollte, „mehrere 
Fälle aber bereits auf gedeckt“ worden sein sollten. Hierin lag die Tatsachenbehauptung 
über die Verwirklichung von Untreuehandlungen durch den Berufungskläger.

Patrick Köppen
Rechtsanwalt
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